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Zusammenfassung 

Die Bundesregierung hat die EU-Ratspräsidentschaft in einer kritischen Zeit übernommen. Das 
gilt jenseits der direkten makroökonomischen Folgen der Corona-Krise auch für die Handelspo-
litik der EU. Gerade für Deutschland mit seiner exportorientierten Wirtschaft sind die Weichen-
stellungen entscheidend, die aktuell getroffen oder eingeleitet werden. Die EU sollte sich in ei-
nem geopolitisch schwierigeren internationalen Umfeld strategischer aufstellen. Die Welthan-
delsorganisation (WTO) sollte dabei eine zentrale Rolle spielen. Das multilaterale Regelwerk 
macht den Welthandel durch das Prinzip der Nicht-Diskriminierung effizient und verlässlich. Auf 
diese Weise schafft die WTO globale Wohlfahrtsgewinne von schätzungsweise 850 Milliarden 
US-Dollar, auf Deutschland entfallen beachtliche 66 Milliarden US-Dollar. Das verwundert nicht, 
wird doch der Handel der deutschen Wirtschaft mit so wichtigen Partnern wie den USA, China 
und den übrigen BRIC-Staaten nach WTO-Regeln abgewickelt. 
 
Bedauerlicherweise befindet sich die WTO derzeit in einer tiefen Krise, vor allem weil die USA 
das Streitschlichtungsorgan, das Juwel der WTO, durch eine Blockade der Besetzung von 
Schiedsexperten außer Kraft gesetzt haben. Ein entscheidender Grund lag darin, dass sie sich 
durch die Berufungsinstanz (Appellate Body) in ihren Schutzbedürfnissen gegenüber den Wett-
bewerbsverzerrungen durch Chinas Staatskapitalismus zu stark eingeschränkt sehen. Die EU hat 
allerdings zusammen mit einigen anderen WTO-Mitgliedern (u. a. mit China, aber nicht den 
USA) temporär eine Ersatz-Berufungsinstanz (MPIA – Multiparty Interim Appeal Arbitration Ar-
rangement) in Kraft gesetzt. Außerdem hat sie – teils allein, teils gemeinsam mit anderen Mit-
gliedern – zahlreiche Vorschläge für eine Reform wichtiger WTO-Regeln gemacht.  
 
Vor diesem Hintergrund kann die deutsche Ratspräsidentschaft über die EU an verschiedenen 
Punkten ansetzen, um die WTO zu stärken und das Prinzip offener Märkte zu unterstützen. Dazu 
sollte sie mit Nachdruck dafür werben, dass die EU für ihre vielfältigen zielführenden Vorschläge 
mehr Unterstützung unter den WTO-Mitgliedern sucht: 
 

◼ Das gilt für die Vorschläge der EU, der WTO eine stärkere Monitoring-Funktion bei neuen 
Handelsbarrieren im Zuge der Corona-Krise zu geben, die neuen Hemmnisse zügig wieder 
abzubauen und grundsätzlich auf Zölle auf Gesundheitsgüter zu verzichten. 

◼ Auch die Ersatz-Berufungsinstanz (MPIA) braucht noch mehr Teilnehmer. Es muss aber auch 
gesichert sein, dass Nicht-Teilnehmer bei klaren Rechtsverstößen sanktioniert werden kön-
nen. Anders als das Europäische Parlament es vorschlägt, darf dies aber nur nach einem ent-
sprechenden Schiedsspruch der ersten Instanz erfolgen und nicht schon davor.  

◼ Das Ziel muss aber sein, die eigentliche Berufungsinstanz wieder arbeitsfähig zu machen. 
Doch selbst unter einer möglicherweise neuen US-Regierung dürfte dies nur möglich sein, 
wenn sich China auf schärfere Handelsregeln für seine Industriesubventionen einlässt. 
Hierzu hat die EU gemeinsam mit den USA und Japan weitreichende Vorschläge gemacht, 
die allerdings in der WTO Einstimmigkeit voraussetzen. China und andere Staaten sollten 
diese schon länger stattfindenden Bestrebungen nicht länger blockieren. Anderenfalls dürfte 
die Krise der WTO weiter anhalten, trotz aller Bemühungen der EU. 
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1 Einleitung 

Die multilaterale Handelsordnung schafft einen verlässlichen Rahmen für den Welthandel. Dazu 
basieren die Regeln der WTO auf dem Prinzip der Nicht-Diskriminierung. Es sollen möglichst 
unverzerrte und effiziente Bedingungen gelten, damit sich international die Anbieter mit dem 
besten Preis-Leistungs-Verhältnis durchsetzen können. Um eine Diskriminierung zu verhindern, 
gilt zum einen das sogenannte Meistbegünstigungsprinzip, nach dem WTO-Länder für die Ein-
fuhren aus allen Partnerländern im Grundsatz die gleichen Zölle und Handelsregeln anwenden 
müssen (außer wenn WTO-Länder ein gesondertes Handelsabkommen miteinander schließen). 
Zum anderen wird angestrebt, dass ausländische Güter nicht gegenüber inländischen diskrimi-
niert werden (Prinzip der Inländerbehandlung). 
 
Zudem hat die WTO die wichtige Aufgabe, die Handelshemmnisse weiter zu verringern. Sie er-
laubt zwar Zölle und andere nicht-tarifäre Handelshemmnisse. Doch werden Zollobergrenzen 
vertraglich festgeschrieben. Ähnliche Festschreibungen gelten für andere Bereiche wie den 
Dienstleistungshandel. Das Festschreiben gibt Verlässlichkeit und schützt zudem vor ausufern-
dem Protektionismus. Den gleichen Zweck haben Vorschriften, nach denen heimische Regulie-
rungen wie technische und landwirtschaftliche Standards zwar erlaubt sind, aber ihr Ziel auf 
eine Weise erreichen sollen, die den Handel so wenig wie möglich verzerrt.  
 
Wenn Staaten der Meinung sind, dass andere WTO-Mitglieder zu ihren Lasten gegen das Regel-
werk verstoßen, können sie vor dem WTO-Streitschlichtungsausschuss Klage erheben. Diese In-
stitution gilt als Juwel des Multilateralismus, weil sich ihr auch die großen Mitgliedstaaten un-
terwerfen. Falls eine Klage nach maximal zwei Instanzen als gerechtfertigt beurteilt wird, muss 
das beklagte Land das Fehlverhalten abstellen. Wenn das nicht geschieht, kann das klagende 
Land nach Genehmigung der WTO in Höhe des Schadenswerts selbst Gegenmaßnahmen in Form 
von höheren Zöllen gegenüber dem beklagten Land erheben. Allerdings ist die WTO-Streit-
schlichtung derzeit stark eingeschränkt, weil die Berufungsinstanz nicht mehr arbeitsfähig ist 
(Kapitel 3.4).  
 

2 Relevanz der WTO für das deutsche Exportmodell 

Die WTO ist für die exportorientierte deutsche Wirtschaft von großer Bedeutung. Denn der Wa-
renhandel mit wichtigen Top-Exportländern Deutschlands wird nach WTO-Regeln abgewickelt. 
Das gilt vor allem für die USA, die im Jahr 2019 den ersten Rang einnahmen und Ziel von knapp 
119 Milliarden an deutschen Warenausfuhren waren, was einem Anteil von 8,9 Prozent ent-
sprach. WTO-Regeln gelten auch im Handel mit China (dritter Rang mit 96 Milliarden Ausfuhr-
wert und einem Anteil von 7,2 Prozent). Möglicherweise werden sie ab 2021 auch für das VK 
(fünfter Rang, Anteil 5,9 Prozent,) relevant werden, wenn bis dahin kein Freihandelsabkommen 
mit der EU besteht (siehe Kapitel 5.3). Unter den Top-30-Exportpartnern befinden sich zudem 
die übrigen großen BRIC-Staaten Brasilien, Russland und Indien. Deutschland ist zudem ein Land, 
das besonders viele Handelspartner hat und damit auch mit zahlreichen Entwicklungsländern 
über den Handel verbunden ist, der ebenfalls nach WTO-Regeln abgewickelt wird. Insgesamt 
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gelten die WTO-Vorschriften für rund zwei Drittel der deutschen Exporte, die in Länder außer-
halb der EU gehen. 
 
Die WTO ermöglicht erhebliche Wohlfahrtsgewinne für ihre Mitglieder. Einer aktuellen Berech-
nung gemäß summieren sich die jährlichen Wohlstandsgewinne insgesamt auf über 850 Milliar-
den US-Dollar (Bertelsmann Stiftung, 2020). Das entspricht rund 4,5 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung ihrer Mitgliedstaaten. Um diese Größenordnung erhöht sich die Wirtschaftsleistung gegen-
über einer Welt ohne WTO dauerhaft und damit Jahr für Jahr. Allein auf die EU entfallen dem-
nach 230 Milliarden US-Dollar, wesentlich mehr als auf die USA (87 Milliarden US-Dollar) und 
China (86 Milliarden US-Dollar), die beiden wirtschaftlich stärksten Einzelstaaten. An dritter 
Stelle steht hier bereits das wesentlich kleinere Deutschland. Mit 66 Milliarden US-Dollar an 
jährlichem Wohlfahrtszuwachs gewinnt die deutsche Wirtschaft aufgrund ihrer ausgeprägten 
Handelsoffenheit in Relation zu ihrer Wirtschaftsgröße weit überproportional im Vergleich zu 
den USA und China. 
 

3 Erfolge und Probleme der WTO 

Die WTO wurde im Jahr 1995 mit großer Euphorie gegründet als Nachfolge-Organisation des 
GATT (General Agreement on Tariffs and Trade – Allgemeines Handelsabkommen). Das GATT 
hatte in den Dekaden nach dem Zweiten Weltkrieg in zahlreichen Verhandlungsrunden für eine 
allmähliche, aber deutliche Absenkung der Importzölle im Warenhandel gesorgt. Als Ergebnis 
der letzten erfolgreichen Welthandelsrunde – der Uruguay-Runde (1986 bis 1994) – wurde die 
WTO geschaffen, in die in den letzten 25 Jahren Dutzende Entwicklungsländer eingetreten sind. 
Darüber hinaus gelang ein weitreichender weltweiter Abbau von Handelsbarrieren in vielen Be-
reichen, vor allem beim Agrar- und Textilhandel, sowie die Einbeziehung des Dienstleistungs-
handels und handelsbezogener geistiger Eigentumsrechte. Diese Liberalisierungen wurden wäh-
rend der ersten Jahre der WTO nach und nach umgesetzt. Durch die Uruguay-Runde erhöhte 
sich zum Beispiel der Anteil der Produktgruppen mit gebundenen Zöllen sehr deutlich – in den 
Industrieländern von 78 auf 99 Prozent und in den Entwicklungsländern von 21 auf 73 Prozent 
(WTO, 2020a). Die Durchschnittszölle sanken seit 1995 von 10,5 auf 6,4 Prozent (WTO, 2020b). 
Zudem gelang es, im Jahr 2013 ein umfassendes Abkommen zur Verringerung der Handelsbü-
rokratie (etwa durch Zollbehörden) zu erreichen, das den Welthandel um bis zu 1.000 Milliarden 
US-Dollar steigern dürfte (WTO, 2020c). 
 
Zwar feiert die WTO im Jahr 2020 ihr 25-jähriges Bestehen. Doch befindet sie sich derzeit aus 
verschiedenen Gründen in einer Krise: 
 

◼ Die Berufungsinstanz des Streitschlichtungsmechanismus ist lahmgelegt (Kapitel 3.4). 

◼ Die WTO kann ihre Liberalisierungsfunktion kaum noch wahrnehmen. Gewissermaßen 
wurde sie Opfer ihres eigenen Erfolgs: Anders als im GATT übernahmen die Entwicklungs-
länder in der WTO ab 1995 mehr Liberalisierungspflichten. Dafür erhielten sie Stimmrechte 
und damit ein Vetorecht, da WTO-Entscheidungen in aller Regel einstimmig getroffen 
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werden. Nicht zuletzt daran scheiterte die 2001 begonnene Doha-Welthandelsrunde. Wei-
tere Gründe waren vielfältige Interessengegensätze zwischen Industrie- und Entwicklungs-
ländern sowie die verbreitete Sorge vor einer übermächtigen Konkurrenz aus China 
(Matthes, 2006).  

◼ In der Folge schlossen die WTO-Staaten untereinander immer mehr bilaterale Handelsab-
kommen, um auf diese Weise besseren Zugang zu den Partnermärkten zu bekommen. Die 
vielen unterschiedlichen Regeln machen den Welthandel aber immer komplexer und er-
schweren eine multilaterale Liberalisierung zusätzlich (Glania/Matthes, 2005).  

◼ Die WTO-Regeln konnten zwar verhindern, dass es nach der globalen Finanzmarktkrise zu 
einem massiven Protektionismusschub kam. Doch die Hoffnung, auf ein baldiges Abebben 
neuer handelspolitischer Restriktionen erwies sich als vergeblich. Stattdessen erhoben zahl-
reiche Länder im Zuge einer verbreiteten Abkehr von liberalen Prinzipien auf moderatem 
Niveau, aber anhaltend neue Handelsbarrieren (GTA, 2020; Abbildung 2-1). Die US-Admi-
nistration hat diese Tendenz – vor allem durch den Handelskonflikt mit China – weiter eska-
liert, was den Anstieg der protektionistischen Maßnahmen seit 2017 teilweise erklärt. Sie 
schreckt auch nicht davor zurück, die relativ offen formulierten WTO-Regeln zur nationalen 
Sicherheit zu missbrauchen, um in Friedenszeiten und gegen Bündnispartner Zölle zu erhe-
ben oder anzudrohen, was andere Staaten nachahmen könnten (Kolev/Matthes, 2020). Die 
Corona-Krise hat zu einem weiteren Anstieg des Protektionismus geführt (Kapitel 3.3). 

 

 

Abbildung 2-1: Handelspolitische Maßnahmen und neuer Protektionismus 
Anzahl von protektionistischen und liberalisierenden Maßnahmen pro Jahr und Differenz daraus 

 
Daten adjustiert für Meldungsverzögerungen. 
Quellen: GTA, 2020; Institut der deutschen Wirtschaft 
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◼ Die WTO ist als Organisation zu schwach, um entschieden auf diese Herausforderungen re-
agieren zu können, da sie ohne die Zustimmung ihrer Mitglieder nicht aktiv werden kann. 

◼ Aktuell ist die WTO ohne Führung, nachdem der bisherige Generaldirektor Roberto Azevedo 
kürzlich zurücktrat. Die Suche nach einem Ersatz wird herausfordernd sein, weil auch hier 
der Konflikt zwischen den USA und China zu Blockaden führt. Dabei würde die Organisation 
von einer stärkeren Führung profitieren. 

 
Die EU sollte als wichtiger globaler Player und Befürworter der multilateralen Handelsordnung 
die WTO (noch) mehr als bislang stärken. Die deutsche Ratspräsidentschaft kann dazu einen 
wichtigen Beitrag leisten. Dabei geht es zunächst darum, ein Ausufern des Protektionismus im 
Zuge der Corona-Krise zu verhindern. Um Handlungsempfehlungen für WTO-Reformen abzulei-
ten, müssen zunächst die Hintergründe der WTO-Probleme erläutert werden. Dabei wird auf 
die Themen Streitschlichtung und Regelwerkslücken bei Industriesubventionen fokussiert.  
 

4 Corona-Krise als Protektionismus-Beschleuniger 

Im Zuge der Corona-Pandemie ist es zu einer weiteren Verschärfung des Protektionismus ge-
kommen, allerdings vor allem mit einem Fokus auf medizinische Produkte (Kober et al., 2020a; 
Kolev, 2020a). Um die Versorgungssicherheit mit bestimmten Arzneimitteln, medizinischen Gü-
tern und Lebensmitteln zu gewährleisten, verhängten allein bis Ende Mai 2020 mehr als 80 Län-
der Exportbeschränkungen oder zeitweise sogar Exportverbote, kurzzeitig auch Deutschland 
(Kober et al., 2020b; WTO, 2020d). Es besteht darüber hinaus die Gefahr, dass die Corona-Krise 
als Vorwand für eine noch breiter angelegte protektionistische Politik missbraucht wird. So wird 
nicht nur in der EU diskutiert, die strategische Autonomie in sensiblen Wertschöpfungsketten 
durch eine Renationalisierung zu erhöhen, um einseitige Abhängigkeiten zu verhindern (Kapitel 
2). Zudem ist fraglich, ob die vielfältigen krisenbedingten Finanzhilfen und Staatsinterventionen 
nach Abflauen der Krise wieder abgebaut werden. 
 
Die Zeit der deutschen Ratspräsidentschaft ist daher kritisch, um die richtigen Weichen zu stel-
len. Sie sollte dazu an mehreren Punkten ansetzen. Zunächst sollte sie vor der eigenen Haustür 
kehren und protektionistischen Ansätzen in der EU selbst mit Nachdruck entgegentreten, sei es 
in Bezug auf die Renationalisierung von Wertschöpfungsketten (Kapitel 2.3) oder auf eine falsch 
verstandene protektionistische Industriepolitik (Kapitel 6.3.1). Darüber hinaus gilt es auch, über 
die EU auf die multilaterale Ebene einzuwirken. 
 
Weltweiten Protektionismus mindern: Die EU sollte sich in der WTO dafür einsetzen, auf glo-
baler Ebene einen weiter ausufernden krisenbedingten Protektionismus zu verhindern und den 
Rückbau der jüngst erhobenen Handelsbarrieren zu erreichen: 
 

◼ Dazu ist es zunächst wichtig, einen besseren Überblick über die neuen Handelshemmnisse 
zu ermöglichen. Zum einen sollten die WTO-Mitglieder solche Maßnahmen melden, was bis-
lang nicht immer der Fall war. Beispielsweise haben außer der EU nur zwölf der 70 
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genannten Länder Exportbeschränkungen für Gesundheitsgüter der WTO gemeldet (WTO, 
2020d). Notifiziert werden sollten unbedingt auch krisenbezogene handelsrelevante Sub-
ventionen. 

◼ Zum anderen sollte das WTO-Sekretariat noch stärker und häufiger als bislang diese Mel-
dungen zusammenstellen und mit selbst recherchierten Maßnahmen ergänzen. Zunächst 
sollte mindestens quartalsweise ein separater Bericht erstellt werden, um die Corona-Kri-
sen-Hemmnisse klar von anderen Handelsbarrieren unterscheiden zu können. 

◼ Die neu erhobenen Handelshemmnisse im medizinischen Bereich sollten durchweg zeitnah 
wieder zurückgenommen werden. 

◼ Außerdem sollten regulatorische Eingriffe zur Gesundheitsförderung auf eine Weise erfol-
gen, die das Ziel auf möglichst wenig handelsverzerrende Weise erreicht. 

 
Die EU hat dazu konkrete Vorschläge unterbreitet (European Commission, 2020a) und diese in 
ähnlicher Form auch gemeinsam mit der Ottawa-Group (2020) öffentlichkeitswirksam gefor-
dert, zu der neben der EU und Kanada weitere elf Länder gehören, unter anderem Japan, Süd-
korea, Australien und die Schweiz. Diese Initiative gilt es, weiter zu unterstützen und andere 
WTO-Mitglieder dafür zu gewinnen. 
 
Genereller Abbau von Barrieren bei Gesundheitsgütern: Bei Gesundheitsgütern sollte der An-
lass der Corona-Krise genutzt werden, um den Abbau schon bestehender Handelsbarrieren zu 
erreichen. Denn sie wirken gerade in Krisenzeiten wie Sand im Getriebe einer effizienten und 
gerechten globalen Versorgung mit essenziellen medizinischen Produkten. Weil hier zügiges 
Handeln nötig ist, sollte die deutsche EU-Ratspräsidentschaft diesem Thema besondere Auf-
merksamkeit widmen. Bei Gesundheitsgütern – dazu gehören Arzneimittel, Medizingeräte und 
-verbrauchsgüter sowie Produkte zum persönlichen Schutz – beträgt der durchschnittlich ange-
wandte Zollsatz für Gesundheitsgüter unter den WTO-Mitgliedern 4,8 Prozent (Kober et al., 
2020b; WTO, 2020e). Das ist zwar nicht besonders hoch. Doch rund ein Viertel der Gesundheits-
güter ist nicht durch WTO-Vereinbarungen festgeschrieben. Und bei den erfassten Gesundheits-
gütern besteht die Gefahr, dass es in der aktuellen Lage zu Zollerhöhungen kommt, weil Mit-
gliedstaaten niedrigere Zölle anwenden, als sie in der WTO festgeschrieben haben. 29 WTO-
Mitglieder haben eine durchschnittliche WTO-Zollobergrenze von 50 Prozent oder mehr. Daher 
sollte die deutsche Ratspräsidentschaft die EU-Initiative (European Commission, 2020a) für ein 
WTO-Abkommen zum Abbau von Zöllen bei Gesundheitsgütern tatkräftig unterstützen. 
 

5 Blockierte WTO-Streitschlichtung 

Die Berufungsinstanz des WTO-Streitschlichtungsmechanismus ist lahmgelegt, weil die USA die 
Nachbesetzung von Schiedsexperten, deren Amtszeit endete, so lange blockierten, bis zu we-
nige Streitschlichter verblieben. Damit können Staaten einen gültigen Schiedsspruch verhin-
dern, wenn sie nach einem Urteil der ersten Instanz in die Berufung gehen. Die WTO verliert 
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damit die Kraft zur Durchsetzung ihrer Regeln. Handelsexperten sehen dies in einer aktuellen 
Umfrage als das mit Abstand dringendste Problem der WTO (Fiorini et al., 2020). Die Gefahr 
besteht zudem, dass Staaten bei beklagten Regelverstößen der Handelspartner eigenmächtig 
und ohne WTO-Genehmigung Gegenmaßnahmen ergreifen und so Handelskriege entstehen. 
Dann würde das Recht des Stärkeren gelten. Denn große Staaten würden die Gegenmaßnahmen 
kleiner Staaten kaum spüren, umgekehrt würden aber die Gegenmaßnahmen großer Staaten 
kleinen Staaten erheblich schaden. Auch die EU könnte damit ihre Durchsetzungsmacht theore-
tisch erhöhen. Doch sollte sie dieser Versuchung widerstehen und konsequent auf die Regelbin-
dung der multilateralen Handelsordnung setzen. Die deutsche Ratspräsidentschaft sollte dies 
auch weiterhin sicherstellen helfen.  
 
Richtigerweise hat die EU zusammen mit Kanada einen vorübergehenden Ersatz für die Beru-
fungsinstanz nach Artikel 25 des Streitschlichtungsübereinkommens initiiert. Das MPIA trat 
Ende April 2020 in Kraft und soll so lange bestehen, bis die Berufungsinstanz wieder aktiv ist. 
Dem MPIA traten inzwischen knapp 20 Staaten bei, unter anderem China, Brasilien, Mexiko, 
Australien und die Schweiz. Die EU sollte dafür werben, dass es noch mehr Staaten werden.  
 
Ein Problem besteht allerdings dann, wenn Staaten, die dem MPIA nicht angehören, „ins Leere“ 
in die Berufung gehen. Dann dürfen die Handelspartner eigentlich keine Gegenmaßnahmen er-
heben, was Rechtsverstößen Tür und Tor öffnen könnte. Daher hat die Europäische Kommission 
(2019) vorgeschlagen, dass die EU in diesem Fall – also nach einem Schiedsspruch der ersten 
Instanz – Gegenmaßnahmen ergreifen kann. Das Europäische Parlament drängt darauf, dies in 
besonders schweren Fällen und bei klaren Rechtsverstößen schon vorher tun zu können (EP, 
2020). Dem sollte die deutsche Ratspräsidentschaft aber entgegenwirken, weil anderenfalls das 
WTO-Recht mit Füßen getreten würde und es zu neuen Handelskonflikten kommen könnte.  
 
Die Rolle der USA ist freilich differenziert zu betrachten. Schon unter der Obama-Administration 
begann die Blockade (EP, 2019a; Mavroidis/Sapir, 2019). Unter anderem kritisieren die USA auf 
nachvollziehbare Weise, dass die Schiedsexperten ihre Kompetenzen überschritten haben, weil 
sie neues Recht setzten (Matthes, 2020a). Zudem sehen sich die USA zu Recht in ihren Möglich-
keiten zu sehr eingeschränkt, gegen Wettbewerbsverzerrungen durch chinesische Industriesub-
ventionen vorgehen zu können (Kapitel 3.5). Auf der Arbeitsebene der WTO agieren die USA 
dagegen teilweise durchaus konstruktiv, etwa bei den laufenden E-Commerce-Verhandlungen 
oder gemeinsamen Vorschlägen mit der EU und Japan zur Reform der WTO-Subventionsregeln. 
 
Die EU sollte zusammen mit anderen Staaten mit noch mehr Nachdruck versuchen, die Regeln 
der Berufungsinstanz zumindest teilweise auch im Sinne der USA zu verändern, wie es die Euro-
päische Kommission in einem Konzeptpapier schon 2018 vorschlug (European Commission, 
2018a). Damit würden sie die Chancen steigern, dass die USA nach einem möglichen Präsident-
schaftswechsel wieder neue Schiedsexperten berufen. Dazu ist aber auch ein Entgegenkommen 
Chinas beim Thema Wettbewerbsverzerrungen nötig, auf das die EU mit Nachdruck und ge-
meinsam mit den USA hinwirken sollten.  
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6 Regellücken bei Industriesubventionen besonders durch 
Staatswirtschaften  

Das WTO-Regelwerk zu Industriesubventionen weist zahlreiche Lücken auf. Dies erschwert es 
besonders, die Wettbewerbsverzerrungen einzuhegen, die durch umfangreiche Industriesub-
ventionen Chinas und die starke industriepolitische Förderung von chinesischen Staatsunter-
nehmen entstehen (Matthes, 2020a; siehe auch Kapitel 4.2): 
 

◼ Relevante Subventionen müssen der WTO eigentlich gemeldet werden, doch viele Entwick-
lungs- und Schwellenländer einschließlich China vernachlässigen ihre Meldepflichten, ohne 
dass die WTO dies sanktionieren kann. Handelsexperten sehen dieses Problem hinter der 
Streitschlichtung als zweitdringlichstes Thema in der WTO an (Fiorini et al., 2020). 

◼ Darüber hinaus ist die Definition von verbotenen oder mit Handelsschutzinstrumenten an-
greifbaren Subventionen so eng, dass zahlreiche in der Praxis relevante Fördermaßnahmen 
nicht erfasst werden, beispielsweise Subventionen an überschuldete Firmen. 

◼ Auch die umfassende Nutzung von Staatsfirmen lässt sich mit dem WTO-Regelwerk nicht 
hinreichend disziplinieren. Das liegt auch daran, dass die Berufungsinstanz der WTO-Streit-
schlichtung die Definition von Staatsfirmen weiter verengt hat, was ein besonderer Stein des 
Anstoßes für die USA ist. 

Eine Reform des WTO-Subventionsabkommens ist wegen des Konsensprinzips nur einstimmig 
möglich. Die EU und die USA haben hier schon seit Jahren versucht, Fortschritte zu erreichen, 
doch bislang ohne nennenswerte Ergebnisse, weil sie immer wieder auf den Widerstand Chinas 
und anderer Staaten stießen. Daher sind Überzeugungsarbeit und höherer politischer Druck nö-
tig, um hier möglicherweise doch noch voranzukommen. In dieser Hinsicht ist eine trilaterale 
Initiative wichtig und gutzuheißen, bei der sich die EU und die USA mit Japan zusammengetan 
haben. Gemeinsam haben die drei Akteure Reformvorschläge gemacht: 
 

◼ Einem Vorschlag zur besseren Einhaltung der Meldepflichten haben sich weitere Staaten 
(Argentinien, Australien, Costa Rica, Kanada, Neuseeland und Taiwan) angeschlossen und 
ihn Anfang April 2019 in nur leicht veränderter Form gemeinsam formell in die WTO einge-
bracht (WTO, 2018). Demnach soll eine anhaltende Nicht-Einhaltung dazu führen, dass der 
betreffende Staat keine Sitzungsleitungen mehr übernehmen darf, und in letzter Konse-
quenz, dass bei Wortmeldungen des Staates in Sitzungen von WTO-Komitees die Meldever-
zögerung immer wieder erwähnt wird (Naming und Shaming). Doch selbst dieser milde Vor-
schlag, der ohne Änderung des SCM auskommen würde, erscheint nicht durchsetzbar. 

◼ Gleiches dürfte für deutlich weitreichendere Vorschläge der trilateralen Gruppe zur Erwei-
terung der Definition problematischer Subventionen gelten (USTR, 2020). Demnach sollen 
in Zukunft auch verschiedene Industriesubventionen für unrentable oder insolvente Unter-
nehmen dazugehören; zudem sollen die Transparenzpflichten bei anderen besonders schäd-
lichen Subventionsformen erweitert werden. So zielführend eine solche Reform wäre, so 
deutlich artikuliert ist der Widerstand Chinas.  
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Trotz dieses Widerstands sollte die deutsche Ratspräsidentschaft darauf drängen, dass die EU 
in Genf mit noch mehr Nachdruck für die breitere Unterstützung dieser Vorschläge bei China 
und bei anderen Staaten wirbt und die Notwendigkeit dazu noch deutlicher macht. Die WTO-
Regeln sind nicht für staatskapitalistische Länder mit einer intensiven und wettbewerbsverzer-
renden Industriepolitik gemacht. Wenn China das nicht anerkennt, werden die USA einer Re-
form der Berufungsinstanz auch weiterhin nicht zustimmen. Und womöglich wäre auch die Zu-
kunft der WTO per se auf Dauer gefährdet. Die deutsche Ratspräsidentschaft sollte daher anre-
gen, in der EU auch über Ultima-Ratio-Szenarien nachzudenken, in denen die WTO sich als nicht 
zukunftsfähig erweist (Matthes, 2020a). 
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